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KURZ KOMMENTIERT

DDR-Löhne

Gefährliche Vorbelastungen

Das, was vor allem von seifen der Bundesbank Im Früh
jahr befürchtet worden war, ist rasch eingefreten. Direkt 
nach dem Beginn der Währungsunion sind die Löhne in 
der DDR trotz der Umstellung 1:1 auf recht breiter Front 
in Bewegung geraten. So wurde für die Chemieindustrie 
ein Aufschlag von 35% auf die Grundlöhne und -gehäl- 
ter vereinbart -  zusätzlich zu Rationalisierungsschutz 
und Förderung von Bildungsmaßnahmen. In der Metall
industrie wird in der Region Sachsen-Anhalt nach ei
nem Arbeitgeberangebot von pauschal 250 DIVI monat
lich und Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen für 
zwölf Monate derzeit noch weiterverhandelt.

Am Beginn des äußerst komplizierten Anpassungs
prozesses der DDR-Industrie an marktwirtschaftliche 
Bedingungen stellt eine derart kräftige Erhöhung der Ar
beitskosten eine schwere Vorbelastung dar. Sie wird an
gesichts aktueller Liquiditätsschwierigkeiten in wichti
gen Zweigen der Industrie, auch im Metallbereich, zu
nächst ein hohes Maß an Kurzarbeit nach sich ziehen. 
Außerdem wird sie wahrscheinlich Betriebe aus dem 
Markt drängen, die bei niedrigeren Lohnkosten lebens
fähig wären; die Arbeitslosigkeit wird verstärkt steigen.

Nicht zuletzt mindern hohe Tarifabschlüsse die Attrak
tivität der DDR als Standort. Das Vertrauen von Investo
ren aus der Bundesrepublik und aus anderen Ländern 
wird nun noch schwerer zu gewinnen sein als bisher. 
Dringend geboten ist -  und dies gilt besonders für Pro
blembranchen wie Textil und Bekleidung sowie Nah
rungsmittel -  vorerst große Zurückhaltung an der Lohn
front. Die Industrie der DDR benötigt Zeit für Konzepte 
und konkrete Schritte zur Anpassung, unter anderem für 
Kostensenkungen in der Produktion und Änderungen 
der Produkte. Lohn- und Gehaltsanhebungen sollten 
nicht pauschal erfolgen, sondern am Produktivitätsfort
schritt orientiert werden. Erforderlich ist eine stärkere 
Differenzierung der Entgelte nach Qualifikationen und 
Regionen. sp

Mietrecht

Verwunderliche Vorschläge

Die dramatische Anspannung auf den Wohnungsmärk
ten in den Ballungsgebieten der Bundesrepublik hat 
beim Bund und einigen Ländern jüngst wieder Forde
rungen nach einer Verschärfung des Mietrechts laut 
werden lassen. So soll die Begrenzung von Mietpreiser
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höhungen auf 30% innerhalb von drei Jahren auf künftig 
15% halbiert werden. Die Vergleichsmieten sollen nach 
diesen Vorschlägen aus den Mieten der letzten zehn 
statt bisher drei Jahre ermittelt werden. Bei neuen Miet
verträgen ist der Preisanstieg auf einen Zuschlag von 
5% auf die Vergleichsmiete zu begrenzen, wovon die 
Mietfestsetzung bei neugebauten Wohnungen aller
dings ausgenommen werden soll,

Angesichts des zunehmenden Nachfrageüberhangs 
am Wohnungsmarkt und seiner Ursachen verwundert 
es, daß nun ausgerechnet eine investitionshemmende 
Verschärfung des Mietrechts diskutiert wird. Die in der 
Bundesrepublik seit langem wachsende Zahl der Haus
halte bei anhaltendem Wunsch nach größeren und bes
ser ausgestatteten Wohnungen und die seit mehreren 
Jahren rollende Aus- und Übersiedlungswelle sollten 
Anlaß genug bieten, alle Kräfte zu bündeln, die zu einer 
Ausweitung des Wohnungsangebots führen. Dazu ge
hören die Förderung sowohl privater Investitionstätig
keit als auch des sozialen Mietwohnungsbaus. Aber 
auch eine zügigere Ausweisung von Bauland durch die 
Gemeinden sowie eine weitere Entrümpelung staatli
cher Bauvorschriften können zur erforderlichen Be
schleunigung von Wohnungsbauvorhaben beitragen.

In dem Maße, in dem die jetzt eingetretene Anspan
nung auf den Wohnungsmärkten Folge der politisch zu 
verantwortenden Bevölkerungszuwanderung ist, muß 
von seiten der staatlichen Wohnungsbaupolitik alles ge
tan werden, um die sozialen Folgekosten dieser Ent
wicklung zu entschärfen. hn

USA

Budgetprobleme

D er amerikanische Präsident ist von seinem Wahlver
sprechen „Keine neuen Steuern“ abgerückt. Mit dem 
Hinweis auf das Ausmaß des Budgetdefizits, das ohne 
Konsolidierungsmaßnahmen nach den neuesten Schät
zungen im kommenden Haushaltsjahr mit mindestens 
160 Mrd. Dollar nicht viel niedriger als im laufenden Jahr 
sein wird, sprach er von der Notwendigkeit von „Steuer
einnahmeerhöhungen“ -  wohl hauptsächlich, um so 
den Weg für weitere Verhandlungen mit dem Kongreß 
freizumachen.

Das Gramm-Rudman-Gesetz, in dem für das Fiskal
jahr 1990/91 eine Obergrenze von 64 Mrd. Dollar festge
setzt ist, schreibt die Verabschiedung eines Haushalts
plans bis Oktober vor. Gelingt dies nicht, treten bis zum 
Erreichen der Grenze automatische Kürzungen in Kraft,
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auf deren Größenordnung und Verteilung weder der 
Präsident noch der Kongreß Einfluß nehmen können.

Schon deshalb muß allen Beteiligten ein Fortschritt in 
den Budgetverhandlungen wichtig sein. Gleichwohl 
wird die Konzentration der Diskussion auf die Erhöhung 
von Steuern zur Schließung der aktuellen Deckungs
lücke dem Ernst der Lage nicht gerecht -  zumal dieses 
Thema schon wegen der im Herbst anstehenden Kon
greßwahlen extrem politisiert wurde. Vielmehr legt der 
eklatante Fehlschlag der bisherigen Konsolidierungs
strategie eine grundlegende Reform des Budgetprozes
ses nahe. Insbesondere in der derzeitigen labilen Kon
junkturlage ist eine neue mittelfristige Haushaltskonzep
tion dringlich, die die Glaubwürdigkeit der Finanzpolitik 
wiederherstellt und damit auch eine wichtige Bremse für 
niedrigere Zinsen löst. Regierung und Kongreß sind 
deshalb jetzt zu mehr als vagen Lippenbekenntnissen 
aufgefordert. cb

Schengener Abkommen

Pilotfunktion

A m  19. Juni konnten endlich die Unterschriften unter 
den Schengener Vertrag zwischen der Bundesrepublik, 
Frankreich und den Beneluxländern gesetzt werden, 
der primär der Aufhebung der Personenkontrollen an 
der Grenze zwischen diesen Ländern dienen soll. 1985 
hatte man sich grundsätzlich auf diese Zielsetzung geei
nigt. Vielfältige Schwierigkeiten verhinderten jedoch, 
daß die für den 1. 1. 1990 vorgesehene Aufhebung der 
Grenzkontrollen in Kraft treten konnte. Maßgeblich da
für waren unter anderem daten- und steuerschutzrecht
liche Fragen, dazu kam Ende letzten Jahres das Pro
blem der Einbeziehung der DDR-Bewohner. Diese Fra
gen konnten gelöst werden, so daß nach der Ratifizie
rung durch die nationalen Parlamente das Abkommen 
wohl im nächsten Jahr -  also schon vor Vollendung des 
Binnenmarktes -  in Kraft treten kann.

Trotz der Zufriedenheit über die Einigung dürfen 
einige heikle Punkte nicht übersehen werden; So sind 
die Auswirkungen auf die Beantragung und Gewährung 
von Asylrecht in den beteiligten Ländern noch nicht 
ganz abzusehen; fraglich ist, ob die Niederlande ihre 
Drogenpolitik im Rahmen des geschaffenen Informa
tionsverbundes aufrecht erhalten können; und umstrit
ten sind auch die Amtshilfe-Sonderregelungen für Lu
xemburg bei Steuerdelikten. Zudem handelt es sich nur 
um ein Regierungsabkommen zwischen fünf EG-Staa- 
ten, ein Abkommen, das, wie das Europäische Parla
ment monierte, an der Gemeinschaft vorbei konzipiert

wurde. Angesichts der Einigungsschwierigkeiten schon 
zwischen den fünf zur Ursprungs-EG gehörenden Län
dern hätte aber eine Zwölferregelung, so wünschens
wert sie auch wäre, wohl keine Realisierungschance in 
absehbarer Zeit gehabt. Der hier verfolgte Ansatz einer 
„abgestuften Integration“ mit der Pilotfunktion einiger 
Länder scheint daher durchaus zweckmäßig. kr

Entwicklungshilfe

Frustrierendes Bild

D ie  jetzt vom Entwicklungshilfeausschuß der OECD 
vorgelegten Daten über den Ressourcentransfer in die 
Entwicklungsländer geben wenig Anlaß zu Genugtu
ung. Die Leistungen der Geber „dümpeln" vor sich hin. 
Allenfalls in nominaler Sicht lassen sich für 1989 nach 
Abzug der Rückflüsse noch leichte Zuwächse gegen
über 1988 registrieren. Preis- und wechselkursbereinigt 
liefert die DAC-Bilanz ein insgesamt frustrierendes Bild 
rückläufiger Transfers. Das gilt besonders für die öffentli
che Entwicklungshilfe, die gegenüber 1988 um 2% zu
rückging. Vom 0,7%-Ziel war die Gebergemeinschaft 
1989 mit 0,33% des BSP noch weiter entfernt als im Vor
jahr (0,36%).

Und die Perspektiven? Allein Japan, das die USA 
1989 erstmals als bedeutendster Geber ablöste, hat 
eine massive Aufstockung seiner Mittel angekündigt. 
Die meisten anderen Geber dürften nicht ohne weiteres 
zu einer spürbaren Aufstockung ihrer Hilfe -  weder für 
die ärmsten noch für die hochverschuldeten Entwick
lungsländer -  bereit sein. Mit den Veränderungen in Ost
europa hängen die „Früchte der Entwicklungshilfe" 
heute deutlich höher. Jedoch dürfte die Milliardenhilfe 
für den Osten weder -  wie jetzt vielfach befürchtet wird 
-  den bisherigen Umfang des Ressourcentransfers in 
den Süden gefährden noch seine Ausweitung grund
sätzlich in Frage stellen. Die Bereitschaft der Geber zu 
hohen finanziellen Engagements im Osten wird nicht al
leine durch politische Prioritäten, sondern -  wie die auf 
dem jüngsten Weltwirtschaftsgipfel diskutierte Hilfe für 
die UdSSR zeigt -  ganz entscheidend auch durch den 
Reformwillen der Empfängerländer bestimmt.

In der Hilfe für den Osten sollten die Entwicklungslän
der daher nicht so sehr ihre Vernachlässigung sehen, 
sondern vielmehr positiv die Bereitschaft der westlichen 
Industrieländer erkennen, ernst gemeinte und substan
tielle politisch-wirtschaftliche Reformen auch finanziell 
zu honorieren. Im übrigen sind und bleiben die Eigenan
strengungen und nicht die Hilfen von außen der eigentli
che Entwicklungsmotor. bo
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